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1.  Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und der Beschlussfä-
higkeit 

 
Protokoll: 

Vorsitzender Lechner eröffnete die 11. Sitzung des Beirates bei der Unteren Land-
schaftsbehörde und begrüßte alle Anwesenden. Er stellte den form- und fristgerechten 
Zugang der Einladung sowie die Beschlussfähigkeit des Beirates fest.  
 

 
 
 
  

2.  Verpflichtung von Beiratsmitgliedern 
 

Protokoll: 

Noch zu verpflichtende Mitglieder des Beirates waren nicht anwesend.  
 

 
 
 
  

3.  Bericht des Vorsitzenden 
 

Protokoll: 

Der Bericht des Vorsitzenden lag den Mitgliedern des Beirates als Tischvorlage vor. Er 
ist dieser Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 

 
 
 
  

4.  Planungen und Maßnahmen 
  

Die Beratung des Tagesordnungspunktes 4.3 wurde vorgezogen. 
 

 
 
 
  

4.1.  Beibehaltung von Einfriedungen an Abgrabungsseen nach Rekultivie-
rung 
Vorlage: 68/2812/XV/2013 

 
Protokoll: 

Vorsitzender Lechner wies darauf hin, dass es sich bei den Abgrabungsgewässern teil-
weise um naturschutzwürdige Gewässer handele, die von vorne herein als Natur-
schutzgebiete geplant gewesen seien, und die eingezäunt bleiben müssten. Bei ande-
ren Gewässern sei dies nicht so klar. Hier sei oft der Druck von außen so stark, dass 
der Wunsch bestehe, die Bevölkerung in diesen Bereich hinein zu lassen. Hier sei zu 
klären, ob die Begehung durch viele Menschen und die Nutzung des Gewässers mit 
den Beständen an schutzwürdigen Pflanzen und Tieren vereinbar sei. Nach der Brut-
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zeit sei dies in der Regel unproblematisch. Die Brutphase müsse jedoch unbedingt 
gesichert werden. Er denke in diesem Zusammenhang an den Flussregenpfeifer, der 
insgesamt als bedrohte Art in Nordrhein-Westfalen anzusehen sei. Die 700 Brutpaare 
im Bundesland seien sehr wenig. Die Tiere seien zur Brut auf Flächen entlang von Ge-
wässern mit Sand- und Kiesstränden angewiesen. Die Jungen seien Nestflüchter und 
könnten bereits unmittelbar nach dem Schlüpfen bei Störungen von ihren Eltern ge-
führt werden. Die Frage sei, wie sie in der Brutphase vor Störungen geschützt werden 
könnten. 
 
Herr Schmitz erläuterte unter Verweis auf die Vorlage die aufgezeigte Problematik, zu 
der man sich seitens des Beirates eine Empfehlung erhoffe. 
Es gebe zu diesem Punkt zwei grundsätzlich unterschiedliche Einstellungen. Einerseits 
wolle man den Menschen, die teilweise Jahrzehnte auf große Landschaftsteile hätten 
verzichten müssen, diese als Raum für die stille Erholung im Sinne von Wandern, Spa-
zierengehen und Naturgenuss wieder zurückgeben. Andererseits seien die rekultivier-
ten Abgrabungsseen oft hervorragende Lebensräume gerade für störungsempfindliche 
Arten, so dass eine Sperrung dem Artenschutz diene, da auch Wanderer und Spazier-
gänger eine Störung mit sich brächten. Gleichzeitig stellten die Einfriedungen aber 
auch Sperrungen in der freien Landschaft und damit erhebliche und nachhaltige Ein-
griffe dar. 
Eine nur teilweise Öffnung bzw. teilweise Sperrung der Seengelände mit ihrem oft ge-
ringen terrestrischen Umfeld sei zumeist schwierig und verursache einen hohen Kon-
trollaufwand. 
Rein rechtlich seien alle derzeit betriebenen Abgrabungen mit der Verpflichtung ver-
bunden, alle mit dem Abgrabungsbetrieb verbundenen baulichen Anlagen nach deren 
Abschluss wieder zu beseitigen. Hierzu zählten auch die Einfriedungen, die während 
des Abgrabungsbetriebs aus Gründen der Gefahrenabwehr errichtet worden seien.  
Ein Belassen der Einfriedungen werde regelmäßig seitens der Eigentümer positiv gese-
hen. Gleichwohl müsse es eine tragende, insbesondere naturschutzfachliche Begrün-
dung geben, wenn die Einfriedungen belassen werden sollten. Allgemein gültige Be-
fürchtungen wie Abfallablagerungen, denkbares wildes Baden usw. seien hier nicht 
durchschlagend, da sie alle derart gelagerten Flächen beträfen. Bei den Abgrabungen 
handele es sich nach der Rekultivierung wieder um einen nicht genutzten Teil der 
freien Landschaft, der grundsätzlich Jedermann zur Erholung zur Verfügung stehe. 
Dies garantiere das allgemeine Betretungsrecht nach dem Landschaftsgesetz für sol-
che Flächen. 
 
Vorsitzender Lechner erinnerte an die Abgrabungsfläche am Eselspfad in Neuss, bei 
der zunächst ein Weg in einem großen Bogen herumführte, der zum See hin einge-
zäunt gewesen sei. Von dort aus sei der See einsehbar gewesen. Auf eine politische 
Initiative hin sei der Weg dann an den See gelegt und der Zaun beseitigt worden. Er 
habe vor den Folgen für die Tierwelt des Sees gewarnt; dem sei jedoch nicht gefolgt 
worden. Als Ergebnis seien viele Vogelarten im Umkreis verschwunden. Heute seien 
kaum noch Arten am Gewässer festzustellen. Ein reichhaltiger Lebensraum sei dadurch 
verschwunden, dass alle Bereiche begangen werden konnten. 
Konsequenz sei, dass die Menschen in einem wertvollen Gebiet durch Wege so geführt 
werden müssten, dass sie auf den Wegen verblieben. Sei dies nicht zu gewährleisten, 
werde das Gebiet für die Natur entwertet. 
 
Beiratsmitglied Grimbach sah ein grundsätzliches Recht der Menschen, sich an der 
Landschaft zu erfreuen. Leider erfolge dies nicht immer so, dass man von einer stillen 
Erholung sprechen könne. Negative Entwicklungen, wie sie an verschiedenen Gewäs-
sern festzustellen seien, wie Wege und Straßen in die empfindlichen Bereiche, wilder 
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Müll und Störungen der Tierwelt müssten verhindert werden. Ökologisch wertvolle 
Flächen müssten seiner Meinung nach auch weiterhin eingefriedet bleiben, um die 
Natur zu schützen und dem Naturschutz Priorität einzuräumen. Wenn dies gelinge, 
könne man andere Bereiche für das Betreten öffnen, geschickte Wegeführungen anle-
gen und die Menschen an die Natur an diesen Stellen heranführen. Hier sei von Fall zu 
Fall abzuwägen. Begleitend sei auch eine entsprechende Aufklärung der Menschen 
notwendig. 
 
Der Vorsitzende betonte, dass man hier keine Pauschalentscheidung treffen könne; 
dies sei nur von Fall zu Fall und vor Ort möglich. 
 
Beiratsmitglied Kühl unterstützte dies und erklärte, dass eine bloße Lenkung des Besu-
cherverkehrs aus seiner Sicht nicht genüge. In bestimmten Fällen müsse eine Einfrie-
dung verbleiben, ergänzt um die randliche Abpflanzung, die ebenfalls eine Barriere 
darstelle. Wo vertretbar, könnten Gewässer geöffnet werden. Erholungsverkehr und 
Naturschutz müssten aber strikt getrennt werden. 
 
Beiratsmitglied Arndt verwies auf den See bei Uedesheim, wo früher ein Wassersport-
zentrum errichtet werden sollte. Sie habe darauf vertraut, dass nach dem Seentausch 
der früher so genannte Regattasee dann der Natur überlassen bleibe. Dem sei aber 
nicht so. Zudem sei dort eine Diskothek zugelassen worden, die bis ans Wasser ge-
reicht habe. Man habe mit Steinen nach den Tieren geworfen. Ein Gespräch mit den 
dort angetroffenen Menschen habe keine zufriedenstellenden Antworten und Reaktio-
nen ergeben. Sie habe daraus gefolgert, dass in solchen Fällen einer vorgesehenen 
Nicht-Nutzung Gegenmaßnahmen ergriffen werden müssten. Menschen mit frei lau-
fenden Hunden, die sie am See getroffen habe, hätten darauf hingewiesen, dass es 
am Rhein zu viel Freizeitdruck sei, dort könne man mit Hunden nicht mehr spazieren 
gehen. 
Sie sei der Meinung, dass man bei Abgrabungen öfter eine Nachnutzung für Menschen 
vorsehen müsse, um diese von den wertvollen Bereichen fort zu halten.  
Eine Einzäunung sei manchmal unumgänglich, und dies nicht in Form eines einfachen 
Maschendrahtzauns, sondern als Stabgitterzaun. Hiermit gebe es gute Erfahrungen an 
anderen Stellen, wie z. B. am Wassersportzentrum. 
 
Herr Schmitz wies darauf hin, dass eine Sperrung der freien Landschaft für den Erho-
lungsverkehr grundsätzlich der gesetzlichen Betretungserlaubnis für nicht genutzte 
Flächen nach dem Landschaftsgesetz widerspreche. 
 
Frau Arndt betonte, dass sie seinerzeit dem Seentausch nicht zugestimmt hätte, wenn 
sie dies gewusst hätte. 
 
Beiratsmitglied Kühl verwies auf den bestehenden Zaun am Martinssee, der als Natur-
schutzgebiet festgesetzt sei. Dieser Zaun habe eine gute Schutzwirkung.  
 
Herr Schmitz machte deutlich, dass hier der Kernpunkt bei diesem Tagesordnungs-
punkt liege. Der Eigentümer des Sees sei nach Abgrabungsrecht verpflichtet, diesen 
Zaun nach Beendigung zu beseitigen. 
 
Beiratsmitglied Klauth erklärte, dass sich die Menschen im Bereich seiner landwirt-
schaftlichen Flächen im Rekultivierungsgebiet weit überwiegend an die Regeln hielten. 
Dies liege sicher auch daran, dass dort eine gute Wegeführung vorliege. 
 
Beiratsmitglied Grimbach wies auf die Lage der hiesigen Flächen im Ballungsraum hin. 
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Dies seien andere Verhältnisse. Die Bevölkerungsdichte sei hier höher und die Bebau-
ung sei dichter. 
 
Beiratsmitglied Roszinsky machte auf das hier liegende Dilemma aufmerksam. Eine 
Lösung könne nur im Einzelfall erreicht werden, unter Umständen mit einer Sperrung. 
Sei ein Zaun bereits vorhanden, könne man diesen in den Fällen auch belassen.  
Man dürfe aber auch die Menschen nicht vergessen. Diesen müssten Räume zur Ver-
fügung gestellt werden, in denen sie ihren Interessen nachgehen könnten, wie zum 
Beispiel ein Badesee, wo dies ohne Gefahr möglich sein müsse.  
Man müsse also den Kreis als Gesamtraum betrachten und die Gewässer nach ihrer 
Eignung für den Naturschutz und für die Menschen beurteilen. Werde die Bevölkerung 
hierbei mit einbezogen, könne man sicher einen Großteil der Bevölkerung überzeugen.  
 
Beiratsmitglied Arndt wies darauf hin, dass zum Beispiel im Fall des Uedesheimer Sees 
dort vorher Äcker gewesen seien, die im Winter Rastplatz für durchreisende Vögel ge-
wesen seien. Diese seien verschwunden, kämen aber zu dem See, wenn ihnen die 
Möglichkeit gegeben werde. In dem Fall müsse es argumentativ möglich sein, diese 
Gegebenheiten weiter aufrecht zu erhalten und zumindest vorübergehend eine Ab-
sperrung zu behalten, die dann langsam landschaftsverträglich zuwachse. Sie schlage 
vor, sich die Seen einzeln anzusehen und in diesem Zusammenhang zu prüfen, ob sich 
die Möglichkeit eines weiteren Badegewässers biete. 
 
Beiratsmitglied Grimbach erklärte, dass man diese Überlegung in Dormagen schon vor 
langer Zeit gehabt habe. Hierbei habe man geprüft, welche Seen für den Naturschutz 
gesichert und welche frei gegeben werden könnten. Jetzt sei es an der Zeit, die für 
den Naturschutz vorgesehenen Seen auch zu sichern. Hierfür müssten Lösungen ge-
funden werden. Die Eigentümer seien sicher mit einem weiteren Bestand der Zäune 
einverstanden. Bei einer Zulassung des Betretens sei eine gezielte Wegeführung vor-
zusehen. 
 
Herr Schmitz wies darauf hin, dass die Abgrabungen in aller Regel aus über 90 % 
Wasserfläche mit wenigen Landflächen bestünden. Wegeführungen, die begangen 
würden, seien bei den schmalen Landflächen fast immer mit Störungen für die Kon-
taktbereiche zum Wasser verbunden. Außerdem komme nicht jede zum Beispiel ange-
spülte Fläche für die Anlage eines Weges in Frage. 
 
Beiratsmitglied Bolz betonte, dass jedes Gewässer nach Lage und Gestaltung für sich 
dahin gehend beurteilt werden müsse, ob es eine Eignung für den Naturschutz oder 
für die Menschen besitze. 
 
Beiratsmitglied Grimbach sah gerade am Martinssee die Möglichkeit, Naturschutz und 
stille Erholung durch geschickte Wegeführungen und Sperren zu vereinbaren.  
 
Beiratsmitglied Kremer wies auf die erhebliche widerrechtliche Nutzung im Bereich des 
Straberger Sees im Sommer des Jahres hin. Für ihn stelle sich die Frage, ob der Ab-
grabungsbetrieb hier bereits beendet sei. 
 
Herr Schmitz antwortete, dass dies nicht der Fall sei. Das Unternehmen habe zuge-
sagt, entsprechende Verbotsschilder aufzustellen und den Zaun wiederherzustellen. 
 
Beiratsmitglied Arndt äußerte ihr Unverständnis darüber, dass der Flussregenpfeifer 
nicht zum Anlass genommen werden könne, ein Gebiet zu reservieren, wie zum Bei-
spiel den Uedesheimer See. Hier sei auch der Haubentaucher. 
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Herr Schmitz entgegnete, dass diese Arten nicht nur an diesem See, sondern auch an 
anderen Seen festzustellen seien, wie am Straberger See, vorausgesetzt, die Lebens-
raumbedingungen seien stimmig. Dies könne aber nicht der Anlass sein, zum Beispiel 
einen Erholungssee zu sperren. Theoretisch könne sich der Flussregenpfeifer an jedem 
geeigneten Gewässer einfinden, auch unmittelbar neben einem Strandbad.  
 
Frau Arndt betonte, dass dann eine Absperrung vorhanden sein müsse. Zudem seien 
die Brutzeiten April bis Juni zu beachten, während der Badebetrieb erst im Juni richtig 
anlaufe. 
 
Aus Sicht der Landschaftsplanung erläuterte Herr Große, dass man die Möglichkeit 
habe, ein Gebiet als Naturschutzgebiet festzusetzen, dann genieße Biotop- und Arten-
schutz hier Vorrang, oder als Landschaftsschutzgebiet, dann sei dies nicht der Fall.  
Man habe bereits laufende Abgrabungen, den Martinssee und den Balgheimer See, zur 
Entwicklung zum Naturschutzgebiet als solches festgesetzt, nachdem das Landschafts-
gesetz hierzu die Möglichkeit eröffnet habe. Im Fall des Großenbroichsees sei als Ent-
wicklungsziel die Hinentwicklung zum Biotop- und Artenschutz vorgesehen. 
Nur mit der begründeten Festsetzung als Naturschutzgebiet habe man die Möglichkeit, 
eine Einfriedung vorzunehmen oder eine solche zu belassen. Auch in Naturschutzge-
bieten gelte aber, dass die Landschaft möglichst nicht eingezäunt werden solle. In 
beiden genannten Gebieten habe man eine teilweise Einfriedung mit der Begründung 
beibehalten können, dass dadurch die Beweidung mit dem Ziel der Erhaltung von Of-
fenlandbiotopen als Pflege- und Entwicklungsmaßnahme ermöglicht werde. 
Die Frage sei, ob man Flächen ohne solche Entwicklungsmaßnahmen ebenfalls einfrie-
den solle, obwohl eine spezielle Begründung nicht gegeben sei.  
 
Vorsitzender Lechner betonte, dass die Kies- und Sandbereiche in den Abgrabungen 
mit der Zeit zu verbuschen drohten. Daher sei es erforderlich, diese von Aufwuchs frei 
zu halten. 
Die Überflutungsflächen des Rheins seien nicht mehr von der früheren Qualität, daher 
suchten sich die Vogelarten immer wieder neue, geschützte Kies- und Sandflächen, die 
aber ohne Pflegeeingriffe wieder verbuschten und damit verloren gingen. Man könne 
eine Landschaft nicht dauerhaft künstlich auf einem bestimmten Stand halten. Die 
Natur entwickle diese Flächen ständig. 
 
Beiratsmitglied Grimbach erklärte, dass es seiner Meinung nach wichtig sei, Schwer-
punkte zu setzen. Wenn man sich für eine bestimmte Entwicklung entscheide, müsse 
man diese auch sichern, und wenn dies eine Einzäunung als Hindernis bedeute. Man 
müsse die Menschen lenken. Diese Entscheidungen könne man nur vor Ort angesichts 
der speziellen Verhältnisse treffen. Die Entscheidungen müsse man den Menschen 
verdeutlichen. Beweidete Flächen seien in aller Regel sicher.  
 
Der Vorsitzende fasste zusammen, dass man den Gesamtraum als schützenswert be-
trachten müsse. Es müsse entschieden werden ob ein Raum so geeignet für eine Ent-
wicklung zum Biotop- und Artenschutz sei, dass er sichergestellt werden müsse, oder 
ob er so angelegt sei, dass er zum Beispiel das Baden zulasse. Im letzten Fall könne 
man ihn dann für diese Nutzung freigeben. Die Abgrabungsgewässer müsse man in 
dieser Hinsicht einzeln durchgehen. 
 
Beiratsmitglied Arndt bat darum, ihr Informationen über den damaligen Tausch der 
Nutzungen des Uedesheimer Sees und des Sandhofsees zukommen zu lassen. Dies 
betreffe die Entscheidung der Bezirksregierung Düsseldorf. Sie meine sich zu erinnern, 
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dass der Uedesheimer See bis auf Angler abgeschottet und ruhiggestellt werden solle.  
 

 

Beschluss: 

Ohne. 
 
 
  

4.2.  Antrag der Brata Besitzgesellschaft mbH & Co. KG auf Erteilung eines 
Vorbescheides für die Erweiterung einer bestehenden Lagerhalle 
Vorlage: 68/2815/XV/2013 

 
Protokoll: 

Vorsitzender Lechner erläuterte, dass die Firma Brata eine neue Halle an eine beste-
hende Halle anbauen wolle. Dies wiederum unter großem Flächenverbrauch und unter 
Vernichtung von Ausgleichsmaßnahmen für frühere Eingriffe in Natur und Landschaft. 
Hauptanlass seien EU-Richtlinien, die eine getrennte Lagerung von Materialien erfor-
derten. Weiterhin sei vorgesehen, eine umfangreiche Umfahrung anzulegen, die noch 
weitere Flächen in Anspruch nehme. 
Leider könne er den Unterlagen nicht entnehmen, wo der erforderliche Ausgleich für 
diese Eingriffe angelegt werden solle. 
 
Herr Schmitz wies darauf hin, dass ein solcher Vorschlag in der Konkretheit, wie ihn 
eine Bauvoranfrage, um die es sich hier handele, erfordere, in den Antragsunterlagen 
enthalten sei. Im späteren Baugenehmigungsverfahren und im Befreiungsverfahren 
müsse dieses Konzept selbstverständlich in Form eines detaillierten Landschaftspflege-
rischen Begleitplanes vorgelegt werden, der genaue Aussagen zu Art und Umfang der 
Maßnahmen sowie deren Standorte und die Verfügungsmöglichkeiten über die Flächen 
treffen müsse. 
 
Fest stehe für ihn, erklärte der Vorsitzende, dass in dem Fall, dass das Konzept in die-
ser Form zum tragen komme, eine große Lücke in der Ausgleichspflanzung zur B 477 
hin entstehen werde, die von dort aus eine erhebliche Störung des Landschaftsbildes 
bewirken werde. Hier sei geplant, den dort heute vorhandenen Bewuchs, der die Anla-
gen abschirme, zu beseitigen. 
 
Herr Schmitz wies darauf hin, dass eben dies, so sei es auch in der Vorlage dargelegt, 
von der Unteren Landschaftsbehörde nicht mitgetragen werde. Hier sei seitens der 
Beteiligten noch eine Umplanung vorzunehmen. 
 
Beiratsmitglied Bachmann verwies auf die Diskussionen zu den vorherigen Erweiterun-
gen des Betriebes. Er fragte, ob sichergestellt werden könne, dass es sich hier um die 
letzte Erweiterung des Unternehmens handele. 
 
Der Vorsitzende machte deutlich, dass die Beurteilung einer eventuell kommenden 
weiteren Erweiterung von dem dann vorhandenen Bestand ausgehen werde. So werde 
eine Vergrößerung immer leichter. 
 
Beiratsmitglied Bachmann schlug vor, dem einen Riegel vorzuschieben. Er fragte an, 
ob seitens des Unternehmens weitere Erweiterungen geplant seien. 
 
Herr Schmitz erklärte, dass Hinweise darauf nicht vorlägen. Frage man heute den Un-
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ternehmer, werde dieser sicher bestätigen, dass er heute keine zusätzlichen Betriebs-
erweiterungen plane. Falls dies gewünscht werde, könne man eine solche Erklärung 
einholen. 
 
Beiratsmitglied Heusgen verdeutlichte, dass solche Entscheidungen auch nach dem 
künftig geltenden Recht zu treffen seien. Man könne nicht ausschließen, dass eine 
zukünftig kommende neue EU-Verordnung eine nochmalige Erweiterung notwendig 
mache. 
 
Beiratsmitglied Arndt verwies darauf, dass es aus früheren Verfahren einen Hinweis 
gebe, dass es nicht sein könne, dass immer wieder kleinteilige Erweiterungen zulässig 
seien, nur weil das Unternehmen einmal eine Zulassung erhalten habe. Es dürfe nicht 
sein, dass ein solches Unternehmen immer weitere Flächen erwerbe, um sich nach 
und nach zu immer wieder erweitern. 
Sie erinnere sich zudem, dass es ein Urteil gebe, wonach diese Erweiterungen be-
grenzt seien. 
 
Vorsitzender Lechner betonte, dass dies auch seine Auffassung gewesen sei. Die aktu-
elle Rechtsprechung lasse die Erweiterung allerdings wohl zu. 
 
Herr Schmitz wie darauf hin, dass gerade diese Frage eingehend von der Oberen Bau-
aufsichtsbehörde geprüft worden sei. Diese komme unter Berücksichtigung der aktuel-
len Rechtsprechung zu dem Ergebnis, dass das Vorhaben baurechtlich zulässig sei.  
 
Beiratsmitglied Grimbach sah damit höherrangiges Recht zu Lasten von Natur und 
Landschaft ausgehebelt. Es gebe gerade heute Diskussionen um den enormen Land-
schaftsverbrauch, das Grundwasser sei vielfach belastet, die Landwirtschaft sehe die 
Flächenverluste kritisch. Wenn sich die Auffassung wie hier durchsetze, seien die 
schützenden Gesetze wirkungslos. 
 
Herr Große erläuterte, dass es sich um ein im Außenbereich zulässiges Vorhaben han-
dele. Dennoch liege der Standort im Landschaftsschutzgebiet und bedürfe der Befre i-
ung von den Verboten. 
 
Herr Schmitz ergänzte, dass gerade hierüber in einem eventuell später kommenden 
Baugenehmigungsverfahren durch die Untere Landschaftsbehörde unter Beteiligung 
des Beirates noch zu entscheiden sei. 
Heute sei eine Entscheidung über die Gewährung dieser Befreiung nicht möglich. Die 
vorgelegten Unterlagen ließen dies nicht zu. Sie sei auch noch nicht beantragt. Derzeit 
stehe nur die grundsätzliche Entscheidung der Unteren Landschaftsbehörde an, ob die 
Möglichkeit der Gewährung von Befreiung ausgeschlossen sei, oder nicht, und falls 
nicht, mit welchen Maßgaben. Er tendiere in die Richtung, dass unter bestimmten Vo-
raussetzungen Befreiung für diese Vorhaben gewährt werden könne. Gleichwohl sei 
das Vorhaben aus Sicht der Unteren Landschaftsbehörde in der jetzt vorgelegten Form 
nicht mit den Belangen von Natur und Landschaft vereinbar und müsse überarbeitet 
werden. Eben für die Klärung dieses und vieler anderer Punkte sei das baurechtliche 
Vorbescheidverfahren da. Werde im Baugenehmigungsverfahren keine mit den Belan-
gen von Natur und Landschaft vereinbare Planung vorgelegt, werde Befreiung man-
gels erfüllter Tatbestandsvoraussetzungen nicht gewährt werden. 
 
Beiratsmitglied Kallen bezweifelte unter Hinweis auf den Landschaftspflegerischen Be-
gleitplan, dass die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen wie vorgesehen ausreich-
ten. Die Flächen seien seines Erachtens deutlich zu klein. Hier sei ökologisch beson-
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ders schützenswerte Obstwiesenfläche betroffen. Er zweifle daran, dass das angebo-
tene Ersatzgeld einem angemessenen Ausgleich dienen könne. Hier sei ein Raum be-
troffen, der sich über die Kyburg, Erprather Mühle und Rosengarten erstrecke. In die-
sem Raum gebe es neben der landschaftlichen Schönheit noch seltene Vogelarten.  
Dieser Raum sei zu wertvoll, um es mit einem Ersatzgeld sein Bewenden haben zu 
lassen. 
 
Im Anschluss an eine Diskussion über das Erfordernis des Hallenneubaus und Möglich-
keiten der Nutzung bestehender Hallen erklärte Herr Schmitz, dass die Nachweise ei-
ner Erforderlichkeit der geplanten Halle und Aussagen über die Nutzung des Bestandes 
im Baugenehmigungsverfahren gefordert würden. Dies treffe auch für die Umfahrung 
zu. 
 
Beiratsmitglied Arndt schlug vor, als eine der Voraussetzungen für eine Zulassung der 
Halle den Ausgleich im Umfeld des Standortes zu fordern. Ein Ersatzgeld oder Ersatz-
maßnahmen an andere Stelle seien abzulehnen. Auch sei der bereits erzielte ökologi-
sche Gewinn der bereits bestehenden Streuobstwiese, die eine Ausgleichsmaßnahme 
sei, zu berücksichtigen. Zudem müsse deutlich gemacht werden, dass keine weiteren 
Betriebserweiterungen mehr zugelassen würden. 
 
Der Vorsitzende wies darauf hin, dass es südlich der Halle schon eine Stellfläche in 
einem Bereich gebe, der eigentlich eine Ausgleichsmaßnahme beinhalten müsse.  
 
Herr Schmitz zitierte zu diesem Punkt eine Stellungnahme der Bevollmächtigten des 
Antragstellers, wonach es sich seinerzeit um eine temporäre Fläche in der Bauphase 
gehandelt habe. Die Fläche sei wieder hergerichtet worden. Das Luftbild gebe die heu-
tige Situation nicht wieder. Man werde sich diese Fläche natürlich ansehen, da eine 
solche Stellfläche widerrechtlich sei. Selbstverständlich dürfe diese Fläche dann auch 
nicht als befestigte Fläche in die Landschaftspflegerische Begleitplanung eingehen, 
sondern als Obstwiese. 
 
Nach weiterer Diskussion über die Frage der bau- und naturschutzrechtlichen Zulässig-
keit erläuterte Herr Schmitz, dass die baurechtliche Entscheidung die naturschutzrecht-
liche Entscheidung nicht präjudiziere, in dem Zusammenhang aber mit ihren sachli-
chen Hintergründen im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen sei. 
 
Beiratsmitglied Kallen regte an, die Frage der Erforderlichkeit des Neubaus vor einer 
Entscheidung über die Voranfrage zu klären. Der Vorbescheid habe Bindungswirkung. 
 
Herr Schmitz erläuterte, dass ein baurechtlicher Vorbescheid nur in den Grenzen seiner 
inhaltlichen Aussage Bindungswirkung für nachgelagerte Entscheidungen bewirke. 
Wenn die Untere Landschaftsbehörde also ihre Entscheidung an Maßgaben knüpfe, 
seien diese auch beachtlich. 
Im Hinblick auf die Erforderlichkeit bestünden keine Bedenken, den Beschluss so zu 
ergänzen, dass es sich um eine erforderliche, angemessene Erweiterung handeln müs-
se. 
 
Der Vorsitzende ließ daraufhin über den Beschlussvorschlag der Verwaltung mit dieser 
Ergänzung abstimmen. 
 

 

Beschluss: 
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Der Beirat bei der Unteren Landschaftsbehörde erhebt keine Bedenken gegen eine 
positive Bescheidung im Vorbescheidverfahren wenn sichergestellt ist, dass es sich um 
die erforderliche und angemessene Erweiterung eines eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetriebs handelt, im Zulassungsverfahren eine Minimierung der Eingriffswir-
kung erzielt wird und die Kompensation des damit verbundenen verbleibenden Ein-
griffs in Natur und Landschaft unter Wahrung auch der Eingrünung nach Westen im 
Interesse des Bildes der Erftauenlandschaft am Ort erfolgt. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig ohne Stimmenthaltungen. 
 
  

4.3.  Erlass einer Außenbereichssatzung gem. § 35 Abs. 6 Baugesetzbuch 
(BauGB) für den Ortsteil Mürmeln (Gemeinde Jüchen) 

Vorlage: 61/2820/XV/2013 
 

Protokoll: 

Herr Stiller erläuterte die Planung der Gemeinde Jüchen unter Verweis auf die Vorla-
gen zu diesem Tagesordnungspunkt. 
Herr Stein ergänzte dies um einen Powerpoint-Vortrag zur Darstellung der betroffenen 
Räume und Flächen. Die Folien sind dieser Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
Auf die Frage von Beiratsmitglied Otten erläuterte er, dass der verbleibende Bereich 
des Flurstücks 93 als Gartenland genutzt werde. Hier seien nur bauliche Nebenanlagen 
zulässig. Dieser Bereich werde bereits heute als Stellplatz und mit einer Garage ge-
nutzt. 
 
Beiratsmitglied Klauth sprach sich für eine Beschlussfassung entsprechend dem Ver-
waltungsvorschlag aus. Es handele sich nur um kleine Parzellen, die mit Maß zusätzlich 
bebaut werden könnten. Dies komme den Bewohnern zugute. 
 
Beiratsmitglied Otten stimmte dem zu, dies insbesondere, weil Mürmeln heute keine 
Verfügungsflächen für eine Bebauung der dort wohnenden Familien besitze.  
 
Auf die Frage von Beiratsmitglied Arndt nach der Begründung für die Breite des Be-
grünungsstreifens von 3 m erläuterte Herr Stein, dass dies das Ergebnis der Abstim-
mung mit dem Rhein-Kreis Neuss gewesen sei. Die Pflanzung erfülle auch die Aufgabe 
einer Ortsrandeingrünung. Bei den weiteren Grundstücken sei dies wegen der bis an 
das Gewässer reichenden Nutzung nicht möglich. 
 
Herr Stiller ergänzte, dass man die Begrünung nur im Bereich des zusätzlich bebauba-
ren Grundstücks vorgesehen habe, nicht bei den bereits bebauten Flächen.  
 
Beiratsmitglied Arndt fragte nach den Möglichkeiten für die Anlage einer weitergehen-
den Anpflanzung entlang des Gewässers als Ausgleich für die Inanspruchnahme von 
Landschaftsschutzgebiet. 
 
Beiratsmitglied Bolz sah in dem Flurstück 93 eine mit Gehölzen bestandene Fläche im 
Bereich eines schön gestalteten Ortseingangs. Diese liege nicht zu Unrecht im Schutz-
gebiet. Der 3 m breite Pflanzstreifen werde höchstens 1 - 2 Reihen an Pflanzen erge-
ben. Dies sei für den Eingriff in die Ortseingangssituation zu wenig. Im Übrigen ver-
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blieben die Grundstücke im Außenbereich und damit nach der Eingriffsregelung zu 
behandeln. 
Er regte an, den Pflanzstreifen zu verbreitern und stellte die Frage, ob dieser nicht im 
Landschaftsschutzgebiet verbleiben könne. 
 
Herr Große erläuterte, dass das Grundstück recht schmal sei. Unter Berücksichtigung 
einer Bebauung sei der vorgesehene Pflanzstreifen das Maximum. 
Dieser Grundstücksteil werde derzeit intensiv als Garten mit Spielgeräten genutzt, an 
der Straße als Stellfläche. Wenn die geplante Gehölzpflanzung realisiert sei, werde sich 
das Bild des Ortseingangs sicher verbessern. Eine verstärkte Pflanzung am Gewässer 
sei sicherlich wünschenswert, sei aber wegen der bis an den Bach reichenden genutz-
ten Privatgrundstücke nicht möglich. 
 
Beiratsmitglied Bolz bezweifelte dies und sprach sich nochmals für eine erweiterte 
Pflanzung wegen des Wegfalls des Grundstücks aus dem Schutzgebiet aus. Außerdem 
sei fraglich, ob die Pflanzung dauerhaft Bestand habe und ob dies kontrolliert werde.  
 
Herr Große entgegnete, dass eine höhere Kompensation nicht aus Gründen der Ände-
rung des Landschaftsschutzgebietes erfolgen könne. Die Frage einer Kompensation 
des mit einem Baukörper verbundenen Eingriffs in Natur und Landschaft stelle sich 
zudem im Zulassungsverfahren und müsse dann geklärt werden. 
Da es sich bei der Pflanzung um eine Festsetzung der Satzung handele, müsse man 
von einem Bestand ausgehen. 
 
Beiratsmitglied Arndt verwies darauf, dass der Beirat bislang bei Wegfall von Schutz-
gebiet einen Ausgleich an anderer Stelle durch Hinzunahme einer wertvollen Fläche 
gefordert habe. Sei dies nicht möglich gewesen, dann eine Kompensation durch ent-
sprechende Gestaltung der Fläche. Hier müsse mehr getan werden, als nur auf diesem 
Grundstück einen 3 m breiten Streifen als Pflanzung festzusetzen. Zudem liege die 
Fläche in der Wasserschutzzone III b.  
 
Herr Stiller erläuterte, dass die eigentliche Kompensation für den mit einer Bebauung 
verbundenen Eingriff in Natur und Landschaft im Baugenehmigungsverfahren festge-
legt werde. Die hier vorgesehene Pflanzung entlang des Gewässers sei unabhängig 
davon zu sehen. Sie sei Voraussetzung dafür, dieses Grundstück überhaupt baulich 
nutzen zu dürfen. 
Die Frage, ob eine Fläche landschaftsschutzwürdig sei oder nicht, hänge von der Wer-
tigkeit der Fläche ab. Hier stelle sich bei einem Wegfall nicht die Frage, ob eine andere 
Fläche dafür als Landschaftsschutzgebiet festgesetzt werde. 
Die Breite des Pflanzstreifens müsse man realistisch sehen, um ihren Erhalt zu sichern. 
De Größe des Grundstücks lasse unter Berücksichtigung eines gewissen Freiraums um 
das Baufenster einen breiteren Streifen nicht zu. 
 
Auf den Hinweis von Beiratsmitglied Bolz, dass das Baufenster in diesem Sinne auch 
anders geformt werden könne, erklärte Herr Stein, dass sich diese Größe aus den übli-
chen Bauanfragen in der Gemeinde ergebe. Eine konkrete Bauvoranfrage liege für 
dieses Grundstück nicht vor. Es werde zurzeit im Zusammenhang mit dem benachbar-
ten Grundstück als Garten und Stellplätze genutzt. 
 
Beiratsmitglied Arndt wies darauf hin, dass es dann auch möglich sei, auf dem Nach-
bargrundstück eine Bepflanzung festzusetzen. 
 
Herr Stein bestätigte dies grundsätzlich. Allerdings könne man in einer Außenbereichs-
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satzung keine grünordnerischen Festsetzungen wie in einem Bebauungsplan treffen.  
 
Beiratsmitglied Bolz betonte, dass es hier durchaus die Möglichkeit gebe, außerhalb 
des Schutzgebietes zu bauen, so dass es nicht erforderlich sei, einen Teil des Schutz-
gebietes aufzugeben. Der vorgesehene Pflanzstreifen sei hier zu wenig.  
 
Die Beiratsmitglieder Otten und Heusgen schlugen vor, das Baufenster beizubehalten 
und die Spitze des Grundstücks im Landschaftsschutzgebiet zu belassen. Durch eine 
entsprechende Gestaltung könne hier viel für die Ortseingangssituation getan werden.  
 
Herr Stein erklärte, dass der Pflanzstreifen zur Verbesserung des Orts- und Land-
schaftsbildes vorgesehen sei. Die Überlegungen des Beirates nehme er gerne mit um 
zu prüfen, ob die Satzung in diesem Sinne angepasst werden könne. Aus Sicht der 
Gemeinde sei das Grundstück nicht als landschaftspflegerisch so bedeutsam angese-
hen worden, dass der Landschaftsschutz hier unbedingt aufrecht erhalten werden 
müsste. 
 
Beiratsvorsitzender Lechner fasste die Diskussion dahin gehend zusammen, dass die-
ser Vorschlag als Anregung des Beirates an die Gemeinde gegeben werden solle, die 
über die Satzung entscheiden müsse. Der Beirat sei bestrebt, den Landschaftsschutz 
an dieser Stelle nicht nur aufrecht zu erhalten, sondern die Eingangssituation nach 
Mürmeln zu verbessern. 
Der vorgesehene Pflanzstreifen sei ein Angebot, das im Licht der Möglichkeiten, die 
solche Streifen erfüllen könnten, nicht als optimal anzusehen sei. Der Streifen sei eine 
Grenzlinie ohne besondere ökologische Funktion, dies insbesondere angesichts der nur 
sporadischen Wasserführung. 
 
Der Vorsitzende schlug vor, dem Entwurf der Satzung grundsätzlich zuzustimmen, dies 
mit den Anregungen des Beirates, die er aufgezeigt habe. Auch er sehe es nicht gerne, 
im Landschaftsschutz Baufenster zu eröffnen, die normaler Weise dem Landschafts-
schutz widersprächen. Besser sei es, eine Lösung zu finden, die ein Baufenster ermög-
liche, den Landschaftsschutz aber sichere. Hier seien die Gemeinde Jüchen und der 
Beirat gefragt. 
 
Herr Stiller erläuterte zum Verfahren, dass hier im Fall der Außenbereichssatzung die 
Anpassungswirkung nach dem Landschaftsgesetz nicht eintrete, die Festsetzung als 
Landschaftsschutzgebiet also nicht bei Inkrafttreten der Satzung automatisch außer 
Kraft trete. Hierzu sei ein vermutlich vereinfachtes Änderungsverfahren für den Land-
schaftsplan erforderlich. Dabei seien die heute diskutierten Fragen zu klären, insbe-
sondere die zukünftige Lage der Grenze des Landschaftsschutzgebietes.  
 
Der Vorsitzende schlug vor, unter dieser Voraussetzung der Satzung grundsätzlich zu-
zustimmen. 
 

 

Beschluss: 

Der Beirat bei der Unteren Landschaftsbehörde stimmt dem Entwurf der Außenbe-
reichssatzung gem. § 35 Abs. 6 BauGB für den Ortsteil Mürmeln grundsätzlich zu. Über 
die Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes im Ortseingangsbereich ist in einem 
Änderungsverfahren zum Landschaftsplan zu entscheiden. 
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Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen 11, Nein-Stimmen 3, Enthaltungen 0 
 
  

5.  Bericht der Arbeitsgruppe "Grünflächenunterhaltung" 
Vorlage: 68/2811/XV/2013 

 
Protokoll: 

Der Vorsitzende schlug vor, erst nach einigen weiteren Sitzungen der Arbeitsgruppe zu 
diskutieren, da man sich erst mit zwei verschiedenen Arten von Flächen beschäftigt 
habe. Weitere stünden noch an. 
 
Gegen diesen Vorschlag erhob sich kein Widerspruch. 
 

 
 
 
  

6.  Mitteilungen 
  

 
 
 
  

6.1.  Düngung von Grünland mit Gülle im Naturschutzgebiet "Rheinaue" 

nach dem Landschaftsplan II 
Vorlage: 68/2808/XV/2013 

 
Protokoll: 

Da die Vorlage des Rhein-Kreises Neuss an das Umweltministerium in der Einladung 
versehentlich nicht vollständig abgedruckt war, wird diese der Niederschrift als Anlage 
beigefügt. 
 
Vorsitzender Lechner erklärte, dass es sich bei den Flächen im Naturschutzgebiet um 
Grünland handele. Daher sei ziemlich sicher, dass alle interessanten, niedrig wachsen-
den Kräuter von vorneherein durch die Düngung vernichtet würden. 
 
Beiratsmitglied Grimbach bat um Informationen darüber, wo im Naturschutzgebiet 
noch Gülle aufgebracht werden dürfe. Er halte verschiedene Aussagen von Herrn 
Otulak für überzogen. Dennoch sei interessant, wo, wie häufig und in welcher Menge 
Gülle aufgebracht werde. Nitratgaben förderten die Ubiquisten. Hierzu gebe es gute 
Angaben bei Ellenberg. Da man aber die mageren, ein- und zweischürigen Wiesen 
fördern müsse, sei wichtig, dass dies beachtet werde. 
 
Herr Schmitz erklärte, dass es hier um das Naturschutzgebiet Rheinaue, nicht Grind 
gehe. Genau aus den dargelegten Gründen werbe der Rhein-Kreis Neuss Bewirtschaf-
tungsverträge mit den Landwirten ein. Dies seien jedoch zweiseitige Verträge, die oft 
einer gewissen Zeit bedürften. 
 
Herr Große erläuterte, dass hier dien rechtliche und die naturschutzfachliche Frage 
unterschieden werden müsse. 
Naturschutzfachlich führe eine Düngung zur Artenverarmung in der Grünlandgesell-
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schaft. Der Schutzzweck sehe auch artenreiches Grünland vor. 
Man habe derzeit etwa 40 Hektar Grünland unter Vertrag. Diese beinhalteten den Ver-
zicht auf Gülle und Biozide sowie die Vorgabe von Schnittzeitpunkten. 
Auf den übrigen Flächen sei generell die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung 
zugelassen. Diese Festsetzung verbiete zwar den Einsatz von Klärschlamm, lasse je-
doch das Ausbringen von Gülle zu. Menge und Ausbringung von Gülle richte sich nach 
der Gülleverordnung. 
 
Der Vorsitzende betonte, dass dies langfristig nicht Ziel im Naturschutzgebiet sein 
könne. Also seien weitere Verträge abzuschließen. 
 
Herr Große wie nochmals darauf hin, dass man etwa 40 Hektar Fläche bereits unter 
Vertrag habe. Dies entspreche etwa einem Viertel des Gebietes. Man arbeite an der 
Einwerbung weiterer Verträge. In diesem Zusammenhang würden Ausfallentschädi-
gungen an die bewirtschafteten Landwirte gezahlt. 
Falls man ohne Verträge im Weg von Verboten versuche, dieses Ziel zu erreichen, er-
gebe sich eine Entschädigungspflicht auf Grund der Einschränkungen der Verfügungs-
möglichkeiten. 
 
Beiratsmitglied Arndt verwies auf die aktuellen Diskussionen um die Gülleaufbringung 
auch im Zusammenhang mit der Grundwasserqualität. Dies sei bereits ein Grund, hier 
aktiv zu werden, auch gegen Entschädigung. 
 
Beiratsmitglied Grimbach sprach sich für eine verknüpfte Sichtweise von Wasser- und 
Naturschutz aus. Spreche man von Extensivierung, müsse man auch darüber nach-
denken, die Düngung in Wassereinzugsbereichen herunterzufahren. Auf der anderen 
Seite dürften auch die Landwirte nicht vergessen werden, die mit immer höheren Auf-
lagen wirtschaften müssten und für die es immer schwieriger und unrentabler werde. 
Die Gesamtproblematik werde man heute nicht klären können. Klar sei aber, dass bei 
einem vermehrten Einsatz von Gülle die wertvollsten und seltensten Arten zu Gunsten 
von Ubiquisten verdrängt würden. 
 
Herr Schmitz betonte unter Verweis auf die Erläuterungen von Herrn Große, dass ge-
nau dies der Grund sei, aus welchem man Verträge mit den bewirtschafteten Landwir-
ten abschließe. 
 
Beiratsmitglied Arndt erklärte, dass es ihres Erachtens an der Zeit sei, die Land-
schaftsplanung zu überdenken und neben einem Klärschlammverbot auch ein Gülle-
verbot festzusetzen. 
 
Beiratsmitglied Kremer verdeutlichte, dass im Rheinvorland ausgebrachte Gülle nicht 
ins geförderte Trinkwasser gelangen könne. 
 
Beiratsmitglied Heusgen wies darauf hin, dass es im Bereich Grind eine Wasserschutz-
Kooperation gebe, in der die Höchstmengen für Gülle festgelegt würden. Dies seien 
völlig andere Werte, als in den Lehmplatten. Es werde sehr wohl gehandelt.  
 
Der Vorsitzende betonte, dass das Ausbringen von Gülle im Naturschutzgebiet gleich-
wohl zu einer Artenverarmung führe. Früher seien dies Wiesen mit einem phantasti-
schen Reichtum an Blütenpflanzen gewesen. Dies habe sich durch Düngung und Mehr-
fache Mahd geändert. Reste der früheren Artenvielfalt hätten sich auf den nicht ge-
düngten Deichen gehalten. Dies könnten Ausgangspunkte sein, eine Wiederbesiedlung 
sei jedoch bei einer Beibehaltung der Düngung auf lange Sicht nicht zu erreichen.  
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7.  Anfragen 
 

Protokoll: 

Auf die Frage von Beiratsmitglied Bachmann nach dem Grund der Abholzungen im 
Bereich der Kläranlage Noithausen und an der K 10 erläuterte Herr Schmitz, dass es 
sich um ein zugelassenes und auch im Beirat behandeltes Leitungsprojekt handele. 
Zudem sei hier auch seitens des Waldbesitzers Holz eingeschlagen worden.  
 

 
 
 
  

 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, schloss Vorsitzende/r Rainer Lechner um  Uhr den 
öffentlichen Teil der Sitzung. 
 
 
Rainer Lechner Ulrich Schmitz 
Vorsitz Schriftführung 
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